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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Öffentliche Ordnung

Die Anschläge gegen bernische Personen und Einrichtungen im Zusammenhang mit
dem Jura-Konflikt setzten sich zu Jahresbeginn fort, fanden dann aber ein abruptes
Ende. Am frühen Morgen des 7. Januars kam es zu einem Bomben-Attentat auf das Haus
des antiseparatistischen Berner Grossrats Houriet (fdp) in Courtelary. In der gleichen
Nacht explodierte in der Berner Altstadt in einem parkierten Auto eine Bombe, wobei
der offenbar mit der Manipulation des Sprengstoffs beschäftigte Wageninsasse ums
Leben kam. Beim Verunfallten handelte es sich um einen jungen, der autonomistischen
Gruppe Bélier angehörenden Aktivisten. Die Bundesanwaltschaft verhaftete im Laufe
der anschliessenden Untersuchung zwei Mitglieder des Béliers und entdeckte nicht
zuletzt dank deren Geständnissen mehrere Sprengstoffdepots in den Freibergen (JU)
sowie Pläne für weitere Anschläge. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 07.01.1993
HANS HIRTER

Föderativer Aufbau

Territorialfragen

Im Rahmen der Jurafrage wurde auch die Idee eines Kantons Jurabogen wieder
aufgenommen. Eine im Berner Kantonsparlament eingereichte Motion Gsteiger (BE,
evp) wollte die Berner Regierung auffordern, Verhandlungen nicht nur mit dem Kanton
Jura, sondern auch mit dem Kanton Neuenburg für einen canton l‘Arc jurassien
aufzunehmen. Sozusagen als Plan B müsse diese Idee mit einbezogen werden. Die
Berner Regierung sprach sich gegen den Vorstoss aus. Es sei zu früh, über einen
Grosskanton zu diskutieren; die Jurafrage habe Priorität. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 17.11.2012
MARC BÜHLMANN

Jurafrage

Entgegen dem Antrag der Regierung und seiner vorberatenden Kommission hiess der
bernische Grosse Rat die Beschwerden gegen die Abstimmung über die
Kantonszugehörigkeit des Laufentals vom November des Vorjahres mit 102:78 Stimmen
gut und annullierte damit den beschlossenen Kantonswechsel. Beobachter waren sich
einig, dass sich dabei die Parlamentsmehrheit eher von politischen als von juristischen
Motiven leiten liess. Die Befürworter eines Anschlusses an Baselland rekurrierten gegen
diesen Entscheid mit einer staatsrechtlichen Beschwerde beim Bundesgericht. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.03.1990
HANS HIRTER

Das jurassische Kantonsparlament erklärte ohne Gegenstimmen die im Vorjahr
eingereichte Volksinitiative "Unir" als gültig und beauftragte damit die Regierung, bis
Mitte 1991 ein Gesetz vorzulegen, welches das Begehren konkretisiert. Die Initiative
verlangt von den Behörden eine aktive Politik zur Eingliederung der bernisch
gebliebenen französischsprachigen Bezirke in den neuen Kanton. In der konkreten
Formulierung des Gesetzgebungsauftrags ersetzte das Parlament den annektionistisch
gefärbten Begriff "Wiedervereinigung" durch die Umschreibung "institutionelle Einheit
des Juras". Im weiteren stimmte das Parlament ebenfalls ohne Gegenstimme dem
Antrag der Regierung zu, die "Fondation pour la réunification du Jura" mit einem
Beitrag von CHF 300'000 zu unterstützen. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.12.1990
HANS HIRTER

Die bernische Regierung reichte beim Bundesgericht staatsrechtliche Klage gegen die
Gutheissung der Volksinitiative "Unir" durch das jurassische Parlament und gegen die
staatlichen Beiträge an den "Wiedervereinigungsfonds" ein. Sie sieht darin einen
Verstoss gegen die in der Bundesverfassung verankerte Garantie des kantonalen
Territoriums, welcher noch gravierender sei, als der 1977 von der Bundesversammlung
gestrichene Wiedervereinigungsartikel der jurassischen Kantonsverfassung. Bereits
vorher war die bernische Exekutive vom Grossen Rat mit einer von SVP, SP und FDP
unterstützten Motion Houriet (fdp) aufgefordert worden, sich mit konkreten
Massnahmen gegen die Gebietsansprüche des Kantons Jura zu widersetzen. Ebenfalls

KANTONALE POLITIK
DATUM: 21.12.1990
HANS HIRTER
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mit einer Motion hatte ein anderer Berner Jurassier (Benoit, svp) verlangt, dass als
Gegengewicht zum jurassischen Wiedervereinigungsfonds ein bernischer Fonds zur
Verteidigung der territorialen Integrität zu gründen sei. Auf Antrag der Regierung,
welche auf die schlechten Erfahrungen mit staatlichen Propagandafonds hinwies,
lehnte der Grosse Rat diesen Vorstoss ab. 5

Das jurassische Parlament verabschiedete am 6. März einstimmig zwei Motionen
bezüglich der Gemeinde Vellerat (BE). Diese sehen vor, dass diese Gemeinde innerhalb
von zwei Jahren in einem einseitigen Akt, d.h. auch ohne das Einverständnis Berns, in
den Kanton Jura aufgenommen werden soll. Auf Anfrage gab der Bundesrat sein
Bedauern über diesen Beschluss bekannt, der seiner Meinung nach die Regeln über
Gebietsveränderungen missachtet. Eine Motion der Christlichsozialen für die
Durchführung einer Sitzung des jurassischen Parlaments auf dem Boden der Gemeinde
Moutier (BE) (91.3072) wurde, nachdem diese Absicht vom Bundesrat präventiv
verurteilt worden war, zurückgezogen. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 21.06.1991
HANS HIRTER

Der mehrheitlich projurassische Gemeinderat der bernisch gebliebenen Gemeinde
Moutier verlangte vom Berner Regierungsrat ultimativ konkrete Vorschläge für einen
Kantonswechsel der Gemeinde bis zum 30. April. Die Antwort der Berner Regierung an
die Gemeinde fiel erwartungsgemäss negativ aus. Mehr Aufsehen erregte dabei die
Feststellung, dass die bernische Exekutive eine zukünftige Abstimmung über einen
Kantonswechsel nicht ausschliesse, dass diese aber nicht bloss einzelne Gemeinden,
sondern das gesamte Gebiet des bernischen Juras umfassen müsste. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 25.09.1991
HANS HIRTER

Das Rassemblement jurassien kündigte an der "Fête du peuple" eine neue kantonale
Volksinitiative an. Diese verlangt, dass in der jurassischen Verfassung festgeschrieben
wird, dass sich das französischsprachige jurassische Volk aus der Bevölkerung des
Kantons Jura und der drei bernisch gebliebenen Bezirke des Südjuras zusammensetzt.
Das Volksbegehren wurde Ende November mit gut 8'000 Unterschriften eingereicht;
eine entsprechende Petition wurde im bernischen Jura von 2'701 Personen
unterzeichnet. 8

KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.12.1991
HANS HIRTER

Nach diesem Entscheid des Bundesgerichts erklärte der Berner Grosse Rat in einem
zweiten Anlauf die Abstimmung von 1989 für gültig. Nun stand einer Abstimmung im
Kanton Baselland über die Aufnahme des Laufentals nichts mehr im Wege. Diese fand
am 22. September statt. Mit Ausnahme der SD hatten zwar alle Parteien die Ja-Parole
ausgegeben, die Delegierten der SVP aber nur mit knappem Mehr, und auch innerhalb
der FDP machte sich eine starke Opposition bemerkbar. Bei einer Stimmbeteiligung von
rund 40% fiel das Ergebnis mit einem Ja-Anteil von 59,3% zwar klar, aber spürbar
weniger deutlich aus als bei der ersten Abstimmung von 1983 (73%). Den Ausschlag für
die Zustimmung hatte der bevölkerungsreiche, direkt ans Laufental angrenzende Bezirk
Arlesheim gegeben; die beiden Oberbaselbieter Bezirke Sissach und Waldenburg
sprachen sich hingegen deutlich gegen eine Aufnahme des Laufentals aus. (Zur
Abstimmung von 1983 über eine Zugehörigkeit des Laufentals zu Basel-Land siehe hier.)
Die Regierungen der Kantone Baselland und Bern einigten sich, bis 1993 ein Konkordat
auszuarbeiten, worin insbesondere die Vermögensaufteilung und administrative
Probleme des Kantonswechsels geregelt werden sollen. Da dieser Zeitplan damit
rechnet, dass 1993 auch die eidgenössische Genehmigung über die Bühne gehen soll,
könnte das Laufental am 1. Januar 1994 zum Kanton Baselland übertreten. 9

KANTONALE POLITIK
DATUM: 06.12.1991
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr häuften sich die Anschläge im Berner Jura wieder. Im April wurde im
Haus des französischsprachigen Berner Regierungsrats Annoni (fdp) in La Neuveville
eine zur Zündung bereite Brandbombe entdeckt; in der Annahme, dass die Bombe
bereits explodiert sei, hatte ein anonymer Anrufer die Medien orientiert, dass es sich
um die Rache für das Nichteintreten Berns auf die Forderung Moutiers nach einem
Übertritt zum Kanton Jura handle. Ende Mai wurde die sechs Schüler zählende
deutschsprachige Schule im Bergbauernweiler Montbautier (BE), welche den dort seit
dem Mittelalter ansässigen Widertäufern dient, ein Raub der Flammen. Der Chef des
Bélier, Daniel Pape, lobte die Brandstifter der Schule von Montbautier als Vorkämpfer
gegen die "Germanisierung" des Juras, erklärte aber, dass seine Organisation mit

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.06.1992
HANS HIRTER
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diesem und auch anderen Anschlägen nichts zu tun habe. Im Juni wurde im
Dorfzentrum von Malleray (BE) die Schreinerei des Präsidenten der berntreuen
Organisation "Force démocratique" durch Brandstiftung zerstört. 10

Die "Unité jurassienne", welche im Berner Jura für eine Vereinigung mit dem Kanton
Jura kämpft, sprach sich klar für den Kantonswechsel von einzelnen Gemeinden mit
separatistischer Mehrheit wie Moutier und Vellerat aus. Die Behörden der Gemeinde
Moutier selbst verlangten vom Bundesrat die Durchführung einer kommunalen
Volksabstimmung über einen Kantonswechsel. 11

KANTONALE POLITIK
DATUM: 23.09.1992
HANS HIRTER

Die Berner Regierung gab gegen Jahresende den Entwurf für ein Gesetz in die
Vernehmlassung, welches die Zusammenarbeit innerhalb des Berner Juras stärken und
dieser Region ein grösseres politisches Gewicht verleihen soll. Die bisherige
konsultative Fédération des communes du Jura bernois soll durch zwei Organe ersetzt
werden: einen Regionalrat, dem die französischsprachigen Grossräte sowie die vom
Volk gewählten Regierungsstatthalter der drei jurassischen Bezirke und des sprachlich
gemischten Bezirks Biel angehören und eine Konferenz der Gemeindepräsidenten.
Während das erste Organ die politischen Mitwirkungsrechte ausübt, indem es bei
Gesetzen, Finanzbeschlüssen etc., welche diese Region betreffen, zuhanden der
Behörden Stellungnahmen abgibt und Anträge unterbreitet, soll das zweite primär der
Koordination und Zusammenarbeit der Gemeinden unter sich dienen. 12

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.12.1992
HANS HIRTER

Der Wechsel des Laufentals von Bern zu Basel-Land kam weiterhin planmässig voran.
Die Kantonsbehörden der beiden betroffenen Kantone einigten sich auf das Vorgehen
und den Zeitplan bei der Obernahme der Verwaltung und bei der
Vermögensausscheidung.
Mit der neuen Kantonszugehörigkeit haben sich allerdings noch nicht alle Gemeinden
des Laufentals abgefunden. Die Gemeinde Roggenburg hatte sich in den Plebisziten der
siebziger Jahre für einen Wechsel vom Bezirk Delémont (JU) zu Laufen entschieden, um
im Kanton Bern zu bleiben. In den Volksabstimmungen für den Anschluss des Laufentals
an Basel-Land hatten sich die Roggenburger jeweils mit klaren Mehrheiten gegen einen
Kantonswechsel ausgesprochen. Nun verlangten sie in einer von der Gemeinde
durchgeführten Konsultativabstimmung mit 78:22 Stimmen, dass ihr historisch nicht
zum Bezirk Laufen gehörendes Dorf beim Kanton Bern bleiben darf. Das RJ
(Rassemblement jurassien) seinerseits forderte den Anschluss der deutschsprachigen
Gemeinde Roggenburg an den Kanton Jura. Das RJ hielt auch fest, dass es einen
Kantonswechsel von Ederswiler, der einzigen deutschsprachigen Gemeinde des
Kantons Jura, nicht akzeptieren wird. In den Dörfern Brislach und Wahlen dauerte die
Opposition gegen den Anschluss an Basel-Land ebenfalls noch an; beide würden einen
Wechsel in den angrenzenden Kanton Solothurn vorziehen. Der bernische
Regierungsrat verbot allerdings die Durchführung einer Volksabstimmung, da das
Gesetz für den Entscheid über die Kantonszugehörigkeit des Laufentals keine "opting-
out-Klauseln" für dissidente Gemeinden vorsehe. Die Initianten zogen diesen Entscheid
an das Bundesgericht weiter, erlitten aber auch dort eine Niederlage. 13

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.12.1992
HANS HIRTER

Die im Vorjahr aufgetretene Häufung von Gewaltakten gegen bernische Personen und
Einrichtungen setzte sich zu Jahresbeginn fort, fand dann aber ein abruptes Ende. Am
frühen Morgen des 7. Januars kam es zu einem Bomben-Attentat auf das Haus des
antiseparatistischen Berner Grossrats Houriet (fdp) in Courtelary, wobei eine Person
verletzt wurde. In der gleichen Nacht explodierte in der Berner Altstadt in einem
parkierten Auto eine Bombe, wobei der offenbar mit der Manipulation des Sprengstoffs
beschäftigte Wageninsasse ums Leben kam. Beim Verunfallten handelte es sich um
einen jungen, der autonomistischen Gruppe Bélier angehörenden Aktivisten. Während
die Medien die Gewaltakte verurteilten und zur Besinnung aufriefen, machte das
Rassemblement jurassien (RJ) die Behörden und dabei insbesondere das Bundesgericht
wegen seines Urteils im Fall Hêche für die Ereignisse verantwortlich. Der Leiter des
Bélier, Daniel Pape, stritt wie schon bei früheren Attentaten jegliches Mitwissen oder
gar eine Beteiligung seiner Organisation ab und betonte, dass diese nur mit
gewaltfreien Mitteln kämpfe. 14

KANTONALE POLITIK
DATUM: 14.01.1993
HANS HIRTER
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Im Auftrag der Berner Regierung hatte der Genfer alt Staatsschreiber Dominique
Haenni einen Bericht über die Lage der Romands im Kanton Bern verfasst. Neben einer
detaillierten Bestandesaufnahme machte der Autor auch einige Vorschläge für die
Zukunft der drei französischsprachigen Bezirke. Er empfahl ihnen namentlich, in
wirtschaftlichen, kulturellen und auch politischen Fragen vermehrt den
grenzüberschreitenden Dialog zu suchen. Dank der daraus entstehenden regionalen
Identität könnte auch eine grössere Autonomie innerhalb des Kantons Bern angestrebt
werden. 15

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.04.1993
HANS HIRTER

Die Bundesanwaltschaft verhaftete im Laufe der Untersuchung zwei Mitglieder des
Béliers und entdeckte nicht zuletzt dank deren Geständnissen mehrere
Sprengstoffdepots in den Freibergen (JU) sowie Pläne für weitere Anschläge. Ende
Februar verhaftete die Bundespolizei dann auch noch den Chef des Bélier, Daniel
Pape, und fand im Keller seines Wohnhauses 50 Handgranaten. Nach seiner Entlassung
aus der Untersuchungshaft dementierte Pape Indiskretionen aus dem EJPD, die
besagten, dass er über die Anschläge informiert gewesen sei. Zu den Handgranaten gab
er an, dass er sie vor seiner Haustüre gefunden und dann versteckt habe, um zu
verhindern, dass jemand sie verwenden könnte. Als Leiter des Bélier trat er zurück. 16

KANTONALE POLITIK
DATUM: 11.09.1993
HANS HIRTER

Der Berner Grosse Rat verabschiedete in erster Lesung die Vorschläge der Regierung
für die Bildung neuer Institutionen zur Wahrung der Interessen der
französischsprachigen Bezirke und Biels. Umstritten, und deshalb noch nicht bereinigt,
blieb die Bestimmung, dass im Regionalrat neben den Grossräten auch die vom Volk
gewählten Bezirksstatthalter Einsitz haben sollen. 17

KANTONALE POLITIK
DATUM: 14.09.1993
HANS HIRTER

Die jurassische Regierung beschloss, den zu einer Freiheitsstrafe von 22 Monaten
verurteilten Pascal Hêche nicht an den Kanton Bern auszuliefern und ihn seine Strafe
unter Aufsicht der jurassischen Vollzugsbehörden absitzen zu lassen. Dieser Entscheid,
der dem Bundesgerichtsurteil vom Vorjahr entsprach, trug ihr heftige Kritik des Bélier
und des RJ (Rassemblement jurassien) ein, welche einen neuen Prozess forderten. Das
jurassische Kantonsparlament beschloss kurz nach dem Strafantritt, auf ein
Gnadengesuch Hêches einzutreten und ihm mit dem Argument, dass seine Tat politisch
motiviert gewesen sei, die Hälfte der Strafe zu erlassen. Die Berner Regierung bestritt
die Kompetenz des jurassischen Parlaments zu dieser Begnadigung; sie verzichtete aber
auf eine Beschwerde beim Bundesgericht, da die Erfahrung mit der Initiative "Unir"
gezeigt habe, dass sich dieses Parlament ohnehin nicht an Urteile dieser Instanz halten
würde. 18

KANTONALE POLITIK
DATUM: 12.11.1993
HANS HIRTER

Wenigstens in einem Punkt ging die Berner Regierung mit den Ratschlägen der
Kommission Widmer einig und leitete bereits erste Schritte zu deren Realisierung ein.
Sie beschloss, unverzüglich und ohne Vorbedingungen die Grundlagen für den
Kantonswechsel der Gemeinde Vellerat zu schaffen, die nach den Plebisziten als
einzige gegen ihren Willen beim Kanton Bern bleiben musste. Dabei soll das bisher für
Gebietsveränderungen übliche Verfahren mit Abstimmungen in der Gemeinde, dann in
den beiden betroffenen Kantonen und schliesslich im Bund eingehalten werden. Ein
entsprechendes Gesetz will die Regierung 1994 dem Grossen Rat vorlegen. Im
Gegensatz zu früheren diesbezüglichen Vorschlägen verzichtete sie jetzt darauf, das
Schicksal von Vellerat mit demjenigen von Ederswiler, der einzigen deutschsprachigen
Gemeinde des Kantons Jura, zu verknüpfen. Im November gab die Regierung einen
entsprechenden Gesetzesentwurf in die Vernehmlassung. Die Forderung der Gemeinde
Vellerat nach einem beschleunigten Verfahren, das auf einem nur vom eidgenössischen
Parlament zu genehmigenden Konkordat zwischen den betroffenen Kantonen beruht
und auf Volksabstimmungen verzichtet, lehnte sie als nicht bundesrechtskonform ab. 19

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.11.1993
HANS HIRTER
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Das Berner Kantonsparlament stimmte in zweiter Lesung der Schaffung von zwei neuen
Körperschaften zur Vertretung der Interessen der drei französischsprachigen Bezirke
und Biels zu. Es beschloss dabei, dass der Regionalrat aus den Grossräten und den vom
Volk gewählten Bezirksstatthaltern gebildet werden soll. 20

KANTONALE POLITIK
DATUM: 26.08.1994
HANS HIRTER

Der bernische Grosse Rat stimmte im Herbst ohne Gegenstimme dem von der
Regierung im Frühjahr vorgeschlagenen Wechsel der Gemeinde Vellerat zum Kanton
Jura zu; die kantonale Volksabstimmung wird im März 1995 erfolgen. Das Gesetz ist
einzig für den Kantonswechsel von Vellerat konzipiert und bleibt nur bis zum Abschluss
dieses Verfahrens in Kraft. Die jurassische Regierung legte im Dezember ebenfalls ein
Gesetz über die Aufnahme von Vellerat vor. In seiner Antwort auf eine Interpellation
Zwahlen (cvp, BE) (93.3515), der die Prozedur als zu langsam und umständlich kritisierte,
unterstützte der Bundesrat das vom Kanton Bern gewählte Vorgehen. Er hielt dabei
namentlich auch fest, dass seiner Ansicht nach eine eidgenössische Genehmigung
durch Volk und Stände auf jeden Fall erforderlich sei. 21

KANTONALE POLITIK
DATUM: 07.12.1994
HANS HIRTER

Die Kampagne für die Volksabstimmung über den Übertritt der bernischen Gemeinde
Vellerat zum Kanton Jura schlug keine hohen Wellen. Zwar erschienen in allen Medien
ausführliche Reportagen über das Schicksal dieser Kleingemeinde, aber Gegner ihres
Übertritts zum Kanton Jura waren nicht auszumachen. Keine einzige politische Partei
sprach sich für eine Ablehnung aus, lediglich die Schweizer Demokraten hatten die
Stimme freigegeben (die Kantonalsektionen Aargau und Thurgau empfahlen ein Ja).

Kantonswechsel Vellerat
Abstimmung vom 10. März 1996   

Beteiligung: 31,0%
Ja: 1 250 728 (91,6%)
Nein: 114 105 (8,4%)

Parolen:
- Ja: FDP, SP, CVP, SVP, GP, FP, LP, EVP, LdU, EDU, PdA; SGB.
- Nein: -.
- Stimmfreigabe: SD (2*).
* Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Am 10. März stimmten Volk und Stände mit sehr deutlicher Mehrheit dem
Bundesbeschluss über den Kantonswechsel Vellerats zu. Die Zustimmungsrate fiel in
allen Kantonen sehr hoch aus. Sie schwankte zwischen 88,5% im Kanton Bern und
95,3% im Kanton Genf. Im Kanton Jura betrug der Ja-Anteil 92,9%; im Kanton Bern fiel
die Zustimmung im deutschsprachigen Kantonsteil mit 89,4% klarer aus als in den drei
französischsprachigen Bezirken (72,8%). In diesen dürfte sich negativ ausgewirkt haben,
dass die autonomistischen Organisationen die Abstimmung zum Präzedenzfall für den
Kantonswechsel weiterer bernjurassischer Gemeinden deklarierten. In Vellerat selbst
war das Verdikt einstimmig (42 zu 0); die Stimmberechtigten des deutschsprachigen
Ederswiler (JU), welche ursprünglich gehofft hatten, im Gegenzug zum Kanton Bern
zurückkehren zu dürfen, lehnten knapp ab. Am 1. Juli wurde der Kantonswechsel
offiziell vollzogen. 22

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.07.1996
HANS HIRTER

In Verlauf des Jahres nahm die Unzufriedenheit der autonomistischen Bewegungen
(Mouvement autonomiste jurassien und Bélier) über die ihrer Meinung nach nicht zum
erhofften Ziel, d.h. der raschen Wiedervereinigung, führenden Beratungen der
Interjurassischen Versammlung (AIJ) zu. Sie propagierten, dass die Gemeinde Moutier
(BE) möglichst rasch dem Beispiel von Vellerat folgen solle. Der Gemeinderat (Exekutive)
von Moutier übernahm diese Forderung. Ende August beschloss er, bei den bernischen
Behörden die Schaffung von gesetzlichen Grundlagen für den Wechsel ihrer Gemeinde
zum Kanton Jura zu verlangen. Die Berner Regierung gab bekannt, dass sie ein solches
Ansinnen, das bis Jahresende noch nicht offiziell eingereicht wurde, ablehnen würde.
Der Bundesrat musste in der Fragestunde des Nationalrats ebenfalls dazu Stellung
nehmen (96.5117). Er hielt fest, dass er keinen Anlass zum Eingreifen sehe, und dass er
hoffe, dass dieses Begehren die Arbeit der Interjurassischen Versammlung und die sich
normalisierenden Beziehungen zwischen den beiden Kantonen nicht beeinträchtigen
werde. 23
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Die Sezessionsbestrebungen der Behörden der Stadt Moutier konkretisierten sich.
Stadtpräsident Maxime Zuber (psa) kündigte an, dass er noch vor Ende 1998 ein
kommunales Plebiszit durchführen wolle. Er erhielt dabei auch Unterstützung durch
den jurassischen Regierungsrat Roth (CVP) sowie die CVP und die SP des Kantons Jura.
Alle Parteien des Kantons Jura und kurz danach auch das Parlament verabschiedeten
Resolutionen, in welchen sie sich bereit erklärten, Moutier - nach einer im Rahmen der
Gesetze verlaufenen Loslösung von Bern - in den Kanton aufzunehmen. Die
Gemeindeexekutive von Moutier beschloss im Dezember, im Jahr 1998 eine
Konsultativabstimmung durchzuführen. Der bernische Regierungsrat Annoni (fdp)
stellte dazu fest, dass es der Gemeinde frei stehe, eine solche rechtlich nicht
verpflichtende Konsultation abzuhalten. Eine rechtlich bindende Volksabstimmung
über einen Kantonswechsel lehnten die Berner Behörden jedoch ab. Der Regierungsrat
liess am 28. Mai die Behörden der Stadt Moutier wissen, dass er die von ihr geforderten
rechtlichen Grundlagen nicht schaffen werde. Er verwies dabei die Stadtbehörden auf
die Bedeutung der Pflege der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit als Alternative
zu einem Kantonswechsel. Zudem gab er zu verstehen, dass er eine Sezession der Stadt
Moutier allein nicht akzeptieren würde, da diese auch Verwaltungszentrum für den rund
23'000 Einwohner zählenden und mehrheitlich einen Übertritt zum Kanton Jura
ablehnenden Bezirk ist. 24
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Die Sezessionsbestrebungen der Behörden der Stadt Moutier (BE) erhielten einen
herben Dämpfer. In dem von ihnen am 29. November organisierten Urnengang
sprachen sich nach einer lebendigen, aber nicht gehässigen Kampagne bei einer
Stimmbeteiligung von 81,3% 1'891 Stimmberechtigte für und 1'932 gegen einen
Anschluss an den Kanton Jura aus. In der Interpretation war man sich einig, dass in
Moutier nicht ein Stimmungsumschwung zugunsten eines Verbleibs bei Bern
stattgefunden hatte, sondern dass sich ein Teil der Autonomisten gegen einen
Alleingang des Bezirkshauptortes ausgesprochen hatte. Einige Autonomisten hatten
sogar aktiv gegen den Kantonswechsel Propaganda gemacht und dabei namentlich
wirtschaftliche Gründe (Steuererhöhungen, Arbeitsplatzverlust durch Schliessung des
Regionalspitals) ins Feld geführt. 25
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Im Berner Jura waren einige Bestrebungen festzustellen, den in der Kantonsverfassung
garantierten Sonderstatus dieser Region zu konkretisieren. Die bernische Regierung
erteilte dem Regionalrat den Auftrag, entsprechende Vorschläge auszuarbeiten. Dabei
gab sie dem Wunsch Ausdruck, dass auch die Gemeindepräsidenten in die Diskussion
einbezogen werden sollen, von denen eher visionäre Ideen zu erwarten seien als von
dem aus den Grossräten und den vier Regierungsstatthaltern zusammengesetzten
Regionalrat. Die aus Personen verschiedener politischer Lager zusammengesetzte
Gruppe „Avenir de notre région“ trat mit der Forderung an die Öffentlichkeit, ein in
bestimmten Bereichen über Entscheidungskompetenzen verfügendes vom Volk
gewähltes Parlament für den Berner Jura zu schaffen. Auch die regionale SVP
formulierte im Sommer einen ähnlichen Vorschlag. Sie regte die Schaffung von
gesetzlichen Grundlagen für die Bildung einer neuen, von Vertretern aus Politik und
Wirtschaft gebildeten Institution mit Entscheidungskompetenzen an. 26
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Die Gruppe „Avenir“ legte, nach einer dreijährigen Diskussionsphase, ihre Vorschläge
für eine Lösung des Jurakonflikts vor. Die vom SVP-Grossrat Alain-Claude Voiblet
präsidierte Gruppe hatte sich zum Ziel gesetzt, Personen aus dem berntreuen und dem
ehemals separatistischen Lager zusammenzuführen, welche an einer konstruktiven
Weiterentwicklung der Situation im Berner Jura interessiert sind. Ihr Projekt sieht vor,
dass die drei frankophonen Bezirke des Kantons Bern zu einer teilautonomen Region
zusammengelegt werden. Diese Region soll über eine Exekutive und ein Parlament
verfügen, welche beide vom Volk gewählt werden. Die Region würde zwar vollständig in
den Kanton Bern integriert bleiben, aber in bestimmten Bereichen wie etwa Bildung,
Sport, Strassenunterhalt oder Wirtschaftsförderung Entscheidkompetenz und auch
eigene finanzielle Mittel erhalten.
Der Regionalrat des Berner Juras, der 1998 von der Berner Regierung den Auftrag zur
Ausarbeitung eines Projekts zur Konkretisierung der in der neuen Verfassung
garantierten Autonomierechte erhalten hatte, präsentierte seinerseits ein sehr
ähnliches Konzept. Der Hauptunterschied liegt im Wahlmodus für das
Regionalparlament. Es sieht vor, dass dieses Gremium aus den zwölf Grossräten der
drei Bezirke (dies entspricht dem bestehenden Regionalrat ohne die drei
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Amtsstatthalter und ohne die Vertretung der Welschbieler) und aus achtzehn ebenfalls
vom Volk gewählten Vertretern gebildet wird. Die Wahl dieser Regionalräte soll dabei
am gleichen Tag stattfinden wie die Grossratswahlen. Als Exekutive würde zudem vom
Volk eine fünf Personen umfassende Kommission gewählt. Die Kompetenzen dieser
neuen Institution wären hingegen ähnlich wie im Vorschlag der Gruppe Avenir. (Die
Gruppe Avenir kritisierte die vom Regionalrat vorgeschlagene Wahlprozedur als
undemokratisch, da durch die separate Volkswahl von einerseits 12 Grossräten und
andererseits 18 zusätzlichen Ratsmitgliedern das natürliche Quorum erhöht und damit
die Wahlchancen der kleinen Parteien reduziert würden.)
Gegen Jahresende legte schliesslich auch noch die Assemblée Interjurassienne (AIJ) ihr
Konzept vor. Sie postulierte, dass in einer ersten Phase von zwei Jahren der Berner Jura
mit einem Autonomiestatut mit eigenen Organen und Entscheidkompetenzen
ausgestattet werden soll. In einer anschliessenden Phase von vier Jahren könnte die
Region damit Erfahrungen sammeln und dabei auch die Zusammenarbeit mit dem
Kanton Jura ausbauen. Nach diesen insgesamt sechs Jahren soll dann Bilanz gezogen
werden und insbesondere über eine dauerhafte Lösung (d.h. vor allem auch über die
Kantonszugehörigkeit) entschieden werden. Andere Lösungen als dieses Phasenmodell,
wie etwa die Gründung eines alle sechs Bezirke umfassenden neuen Kantons Jura oder
den Einbezug des Kantons Neuenburg in eine territoriale Neustrukturierung der Region,
wurden von der Assemblée verworfen. Das eine Konzept (neuer Kanton Jura) sei zur Zeit
im Berner Jura nicht mehrheitsfähig und das andere (Einbezug von Neuenburg) sei
nicht realisierbar, da weder im Kanton Jura noch in Neuenburg dafür ernsthaftes
Interesse bestehe. 27

Die bernische Regierung legte im Frühjahr ihre Pläne für die Konkretisierung des
Sonderstatuts für den Berner Jura vor. Kernpunkt ist die Schaffung eines in direkter
Wahl nach Proporzsystem gewählten und 24 Mitglieder zählenden „Conseil du jura
bernois“ (CJB). Dessen Entscheidungskompetenzen beschränken sich auf kantonale
Finanzbeiträge im Kulturbereich und auf Fragen der Schulkoordination. Zudem soll er
zuständig sein für die Wahl der Vertreter des Berner Juras in die verschiedenen
grenzüberschreitenden Zusammenarbeitsgremien. Als neues Volksrecht schlug die
Regierung zudem ein besonderes Initiativrecht für die Region vor: In Fragen, welche mit
der kulturellen und sprachlichen Identität zusammenhängen, sollen 2'000
Stimmberechtigte eine kantonale Volksinitiative einreichen können (Für normale
kantonale Volksinitiativen beträgt die Unterschriftenzahl 15'000). Die als Leitsätze
bezeichneten Vorschläge der Berner Regierung wurden vorerst dem Regionalrat des
Berner Juras (als Vertretung der drei frankophonen Bezirke), sowie den beiden
Gemeinden des zweisprachigen Bezirks Biel zur Stellungnahme vorgelegt und dann in
eine breite Vernehmlassung gegeben. Die jurassische Regierung, für welche die
Wiedervereinigung aller sechs Bezirke weiterhin oberstes Ziel ist, kritisierte das Projekt
als ungenügend; insbesondere seien die Entscheidkompetenzen des neuen Rates zu
bescheiden, um als Partner in interkantonalen Projekten auftreten zu können. Die
berntreue Force démocratique (FD) unterstützte hingegen die Vorschläge. Das
Mouvement autonomiste jurassien (MAJ) lancierte im Kanton Jura eine Volksinitiative,
welche die Regierung verpflichten will, dem bernischen Jura ein konkretes Angebot für
eine Vereinigung mit dem Kanton Jura zu machen. 28

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.11.2002
HANS HIRTER

Die bernische Regierung präsentierte im Mai ihre Vorschläge für ein Sonderstatut für
den Berner Jura. Sie hielt dabei bezüglich der Kompetenzen des „Conseil du Jura
bernois“ (CJB) und der Einführung des Instruments einer regionalen Volksinitiative an
ihren im Vorjahr veröffentlichten Leitsätzen fest. Für den „Conseil du Jura bernois“
legte sie zwei Wahlvarianten vor. Bei der einen werden alle 24 Mitglieder in direkter
Volkswahl gewählt, bei der anderen sind die ebenfalls vom Volk gewählten jurassischen
Mitglieder des bernischen Grossen Rates amteshalber dabei. Dem Verlangen der
zweisprachigen Stadt Biel nach Einbezug in diese neuen Strukturen gab die Regierung
aus verfassungsrechtlichen Gründen (Art. 5 der Kantonsverfassung sieht nur für die drei
jurassischen Bezirke ein Sonderstatut vor) und auch wegen des Widerstands aus dem
Berner Jura nicht statt. Sie schlug aber vor, für die französischsprachigen Bieler einen
vom städtischen Parlament oder vom Volk gewählten Rat für die Vertretung ihrer
Interessen, namentlich im Bildungsbereich, zu schaffen. 29
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Das Mouvement autonomiste jurassien (MAJ) unternahm einen neuen Anlauf, sein Ziel
zu erreichen. Es lancierte im Kanton Jura eine Volksinitiative für eine Vereinigung des
bernischen Juras mit dem Kanton Jura. Die Initiative verlangt vom jurassischen
Parlament die Ausarbeitung eines Verfassungstextes, der konkret die politische und
verwaltungsmässige Struktur des angestrebten neuen Kantons definiert. Dieser Text soll
dann den Bürgerinnen und Bürgern des Berner Juras als Alternative zu dem von den
bernischen Behörden ausgearbeiteten Sonderstatut vorgelegt werden. Die politischen
Parteien des Kantons Jura (mit Ausnahme der SVP) begrüssten und unterstützten den
Vorstoss des MAJ, welcher im September mit 6'000 Unterschriften eingereicht
wurde. 30
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Der bernische Grosse Rat hiess im Mai das von der Regierung im März vorgelegte
Sonderstatut für den Berner Jura unverändert gut, nachdem auch für die Vertretung
der Interessen der französischsprechenden Bevölkerung des Bezirks Biel eine zufrieden
stellende Lösung ausserhalb der neuen Strukturen für den Berner Jura hatte gefunden
werden können. Gegen das Sonderstatut stimmten die separatistischen Abgeordneten
des Berner Juras sowie Parlamentarier aus dem Oberland. Letztere wollten mit ihrer
Ablehnung darauf hinweisen, dass sie für ihre Region ebenfalls eine Sonderstellung
wünschten. 31
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Die im Vorjahr vom Mouvement autonomiste jurassien (MAJ) im Kanton Jura
eingereichte Volksinitiative für eine Vereinigung des bernischen Juras mit dem Kanton
Jura wurde von der Kantonsregierung als dem Bundesrecht widersprechend beurteilt.
Sie beantragte dem Parlament, sie für ungültig zu erklären. Dieses sprach sich aber bei
nur vier Gegenstimmen (aus der FDP) und vier Enthaltungen (aus CVP und SVP) gegen
diesen Regierungsantrag aus. Nach den Verfahrensregeln der jurassischen Verfassung
muss nun die Regierung oder das Parlament ein Gesetz zur Realisierung dieses
Initiativziels (Bildung eines neue Kantons) ausarbeiten. Noch bevor das jurassische
Parlament seinen Entscheid gefällt hatte, ergriff die Assemblée interjurassienne (AIJ)
die Initiative. Die paritätisch aus Vertretern des Kantons Jura und des Berner Juras
zusammengesetzte Kommission beschloss einstimmig, eine Studie zu erarbeiten,
welche darstellt, wie ein aus den drei bernischen und den drei jurassischen Bezirken
gebildeter neuer Kanton konkret aussehen könnte. (Ein Treffen von BR Blocher mit
Vertretern der Kantonsregierungen von Bern und Jura hatte offenbar den Weg für den
Entscheid geebnet, ein eigenes Projekt auszuarbeiten.) Als Reaktion auf die Annahme
der Volksinitiative des MAJ durch das jurassische Parlament beschloss die AIJ im
Dezember wiederum einstimmig, ihre Arbeit an dieser Studie vorläufig zu sistieren.
Bevor sie diese wieder aufnehme sei abzuklären, wie sie ihr Mandat – die gemeinsame
Suche nach einer Lösung des Jurakonflikts – weiter wahrnehmen könne, nachdem sich
der Kanton Jura entschlossen habe, wieder auf den Weg einer unilateralen
Konfliktlösung zurück zu kehren. 32
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Parallel zu den kantonalen Parlamentswahlen anfangs April fand im Berner Jura erstmals
die Wahl für den neu geschaffenen 24köpfigen Bernjurassischen Rat (Conseil du Jura
bernois (CJB)) statt. Die Kräfteverhältnisse blieben dieselben wie bei allen politischen
Wahlen im Berner Jura: Ein Drittel der Abgeordneten setzt sich für eine Vereinigung mit
dem Kanton Jura ein, zwei Drittel bevorzugen einen Verbleib bei Bern. Der Rat traf sich
am 7. Juni zur konstituierenden Sitzung; gleichzeitig stellte der funktionslos gewordene
Regionalrat seine Tätigkeit ein. 33
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Die Regierung des Kantons Jura und auch dessen Parlament sprachen sich für die
Variante einer Fusion mit dem Berner Jura aus und drängten auf die möglichst baldige
Durchführung von Volksabstimmungen. Die Berner Regierung gab sich zurückhaltender.
Schliesslich sprach sie sich für die Variante „Staus quo plus“ aus. Plebiszite schloss sie
nicht aus, wenn solche von den Betroffenen im Berner Jura gewünscht werden. Bevor
sie ihre Meinung bekanntgab, hatte sie eine Konsultation bei den politischen Instanzen
des Berner Juras und der Stadt Biel durchgeführt. Die Stadt Biel ist von der Frage
insbesondere deshalb auch betroffen, weil ihre französischsprachige Minderheit (rund
20'000 Personen) bei einem Ausscheiden des Berner Juras mit seinen mehr als 50'000
Französischsprechenden zu einer marginalen Minderheit im bisher zweisprachigen
Kanton Bern würde. Die Stellungnahme der Berner Regierung fand auch im bernischen
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Grossen Rat Zustimmung und wurde nur von den vier autonomistischen Abgeordneten
kritisiert. Im November einigten sich die beiden Kantone und der Bund, dass die AIJ
(Assemblé interjurassienne) Gelegenheit erhält, ihren Bericht und ihre Vorschläge einer
breiten Öffentlichkeit vorzustellen. 34

Für die 24 Sitze im Bernjurassischen Rat (Conseil du jura bernois, CJB), der im
Berichtsjahr zum zweiten Mal gewählt wurde, kandidierten 160 Personen. Das mit dem
Sonderstatutsgesetz geschaffene Gremium soll mithelfen, die sprachliche und
kulturelle Identität der bernjurassischen Bevölkerung zu wahren. Der Rat hat
Kompetenzen im Bildungsbereich und kann über Subventionen aus dem Sport- und
Lotteriefonds entscheiden. Darüber hinaus vertritt er die Interessen des Berner Juras
auch in Bezug auf das weitere, am Bericht der AIJ (Assemblé interjurassienne)
orientierte Vorgehen in der Jurafrage. Die SVP gewann zwei Sitze und zählt neu sieben
Mitglieder im Rat. Die BDP behielt ihren einen Sitz, die FDP verlor zwei (neu drei Sitze)
und die SP einen Sitz (neu vier Mandate). Die Grünen errangen zwei Sitze und die EVP
einen. Die stärker separatistisch orientierten PSA (vier Sitze), die Alliance Jurassienne
(ein Sitz) und die Entente PDC/PLJ (ein Sitz) mussten den Verlust von total zwei Sitzen
hinnehmen. Insgesamt lässt sich damit ein eher berntreuer Trend ausmachen. Die
Wahlbeteiligung betrug 32%. 35
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Eine Untersuchung des Kantons Bern schätzte die Folgen eines Zusammenschlusses
des Berner Juras mit dem Kanton Jura negativ ein, da die Romands in Biel
benachteiligt wären. Laut der Studie würde sich die französischsprachige Minderheit in
Biel bei einer Verschiebung der Kantonsgrenze frappant verringern, was es für den
Kanton schwierig machen könnte, die zweisprachige Struktur zu erhalten. 36
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Im Mai entschied die Berner Regierung, dass sie den Jurakonflikt mit einer regionalen
Volksabstimmung lösen will. Voraussichtlich 2013 soll die Bevölkerung des Berner Juras
darüber befinden können, ob sie mit dem Kanton Jura fusionieren will oder nicht. Zuvor
müssten die Regierungen der Kantone Bern und Jura Vereinbarungen unterzeichnen,
damit das Abstimmungsergebnis auch anerkannt würde. Dies würde bedeuten, dass
beide Kantone sich verpflichten, den Jurakonflikt nach der Abstimmung als beigelegt zu
betrachten. Bisher fehlt es jedoch an der nötigen Rechtsgrundlage, um eine solche
Vereinbarung zu unterzeichnen oder eine regionale Abstimmung durchzuführen.
Die jurassische Regierung und das jurassische Parlament wiesen in einer Stellungnahme
die Pläne aus Bern zurück und sprachen sich dafür aus, dass die Gemeinden im Berner
Jura allein und einzeln entscheiden sollen, ob sie einem andern Kanton angehören
wollen. Mit Ausnahme der SVP sprachen sich alle Fraktionen für eine kommunale und
regionale Abstimmung aus. Stein des Anstosses scheint das Städtchen Moutier zu sein,
welches bereits seit 25 Jahren den Anschluss an den Kanton Jura wünscht, während
sich die Gesamtbevölkerung im Südjura bislang eher für den Verbleib im Kanton Bern
ausgesprochen hat.
Der Bernjurassischen Rat (Conseil du jura bernois, CJB), ein mit dem
Sonderstatutsgesetz geschaffenes Gremium, das mithelfen soll, die sprachliche und
kulturelle Identität der bernjurassischen Bevölkerung zu wahren, fühlte sich im
Berichtsjahr zunehmend von der Berner Regierung übergangen. 37
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Nach jahrelangen und zahlreichen, zähen Diskussionen und Verhandlungen über die
nach wie vor nicht gelöste Jurafrage, legte die 1994 gegründete Assemblé
Interjurassienne (AIJ) – die Tripartite Konferenz bestehend aus den beiden Kantonen
Jura und Bern und einer Vertretung des Bundes – eine Absichtserklärung vor. Das in
Anwesenheit von Bundesrätin Sommaruga und dem Präsidenten der AIJ, Dick Marty,
verabschiedete Dokument sieht rund 40 Jahre nach der ersten Jura-Abstimmung ein
neues Referendumsprozedere vor. Zwei Volksabstimmungen sollen gleichzeitig im
Kanton Jura und im Berner Jura durchgeführt werden. Die Abstimmungsfrage lautet
dabei, ob ein Verfahren für die Gründung eines neuen Kantons eingeleitet werden solle,
der den jetzigen Kanton Jura und den französischsprachigen Teil des Kantons Bern
umfassen soll. Im Kanton Jura soll diese Frage im Rahmen einer Verfassungsänderung
beantwortet werden, während es sich im Berner Jura um eine Konsultativabstimmung
handeln wird. Die Vereinbarung wurde möglich, nachdem die Berner Regierung in der
von der Presse so betitelten „Moutierfrage“ eingelenkt hatte: Nach der ersten
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Abstimmungsrunde können die bernjurassischen Gemeinden innert zwei Jahren einzeln
eine kommunale Abstimmung durchführen mit der sie – je nach Ausgang der ersten
Abstimmung – einen Verbleib beim Kanton Bern oder aber einen Wechsel zum Kanton
Jura beantragen können. Erwartet wird, dass der Berner Jura sich für den Verbleib im
Kanton Bern aussprechen wird, die ziemlich separatistische Berner Gemeinde Moutier
dann aber eine zweite kommunale Abstimmung einfordern könnte. 38

Die Umsetzung der Absichtserklärung für eine zweite Jurafrage stiess vor allem im
Kanton Bern auf beträchtliche Widerstände. Die Vorbereitung einer in der
Absichtserklärung der AIJ (Assemblé Interjurassienne) vorgesehenen Volksabstimmung,
die voraussichtlich Ende 2013 stattfinden wird, bedingt die Schaffung von
entsprechenden Rechtsgrundlagen und einer Abänderung des Sonderstatuts des
Berner Jura. Der Conseil du Jura Bern (CJB), ein mit dem Sonderstatut gebildetes,
gewähltes Regionalparlament mit Kompetenzen in Kultur- und Bildungsfragen, forderte
vom Kanton Jura die Garantie, dass dieser nach der geplanten Abstimmung die
Jurafrage als gelöst bezeichnen wird. Mit einer Empfehlung wolle der CJB abwarten, bis
diese wichtige Frage geklärt sei. Die Jurassische Regierung bekräftigte daraufhin ihren
Willen zu einer guten Lösung in der Jurafrage und versprach, die Frage nach einem
neuen Kanton Jura nach den Abstimmungen fallen zu lassen. Ende Juni stimmte der
CJB dann mit 16 zu 7 Stimmen für den Abstimmungsprozess mit dem Hinweis, die
Entwicklungen weiterhin kritisch zu verfolgen. Auf Berner Seite ging insbesondere die
SVP früh in Fundamentalopposition. Es sei unverständlich, dass ohne Not und ohne
eigentliche Nachfrage durch die Bevölkerung der Frieden im Berner Jura aufs Spiel
gesetzt werde, liess die Volkspartei Ende Juni verlauten. Zudem bestehe mit der
Erlaubnis einer nachträglichen Gemeindeabstimmung die Gefahr einer Zerstückelung
der Region. Nach dem kritischen Ja des CJB legte die Berner Regierung ihren Vorschlag
zur Änderung des Sonderstatuts vor. Regierungsrat Philippe Perrenoud (sp), dem das
Dossier unterstand, sprach von einem aufwändigen Prozess, der aber ohne Alternative
sei. Zeitgleich gab auch die Regierung des Kantons Jura die Verfassungsrevision in die
Vernehmlassung. Anfang September lagen die Vernehmlassungsantworten im Kanton
Bern vor. Die meisten Teilnehmer äusserten sich positiv, einzig die SVP, die chambre
d’agriculture du Jura bernois und der Verband Bernischer Burgergemeinden stellten
sich gegen das Abstimmungsprozedere. Vorbehalte meldete die EDU an und auch die
BDP wies den zweiten Schritt mit der gemeindeweisen Abstimmung zurück. Die
Beratungen in den kantonalen Parlamenten waren auf Januar 2013 geplant. Für Wirbel
sorgte die SVP Bern aber bereits Anfang November mit einer Motion, die ein Verbot der
nachgelagerten gemeindeweisen Abstimmungen verlangte. Zudem forderte die Partei,
dass die Änderung des Sonderstatuts in einem Referendum der gesamten Berner
Bevölkerung vorgelegt werden müsse. Ende November nahm der Grosse Rat die Motion
mit 67 zu 64 Stimmen bei zwei Enthaltungen an. Allerdings legte die so genannte Jura-
Delegation des Kantonsparlamentes ihr Veto ein. Die Abgeordneten aus dem Berner
Jura haben ein Vetorecht bei Fragen die den Berner Jura betreffen. Der Entscheid
wurde entsprechend auf Januar 2013 vertagt. Die Berner Regierung machte deutlich,
dass die gemeindeweise Abstimmungen ein Bestandteil des Abkommens sei. Bleibe es
bei der Entscheidung gegen den zweiten Schritt, so müssten die Kantone neu
verhandeln. In der Person von Rudolf Joder (svp, BE) wurde der Konflikt auch ins
nationale Parlament getragen. Joder verlangt in einem noch nicht behandelten Postulat
(Po. 12.4256), dass der Bundesrat das geplante Verfahren zur Jurafrage auf Recht- und
Verfassungsmässigkeit überprüfe. 39
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Nachdem sich 2013 lediglich Moutier und mit einem Patt aus 110 zu 110 Stimmen auch
die Gemeinde Belprahon für einen möglichen Fusionsprozess mit dem Kanton Jura
ausgesprochen hatten, war die Jurafrage noch nicht ganz vom Tisch. Das Abkommen
zwischen den Kantonen Bern und Jura sah die Möglichkeit von kommunalen
Abstimmungen nach der Kantonal- bzw. Regionalabstimmung vom 24. November 2013
vor. Gesuche für eine kommunale Abstimmung können bis zwei Jahre nach dem
Urnengang eingereicht werden. Allerdings mussten die Rechtsgrundlagen für den
eigentlichen Abstimmungsprozess noch geschaffen werden – den kommunalen
Urnengängen haben auch noch jeweils kantonale zu folgen. Umstritten war dabei
insbesondere die Reihenfolge, ob es also zuerst eine kommunale
Konsultativabstimmung geben sollte und erst anschliessend eine Verhandlung zwischen
den Kantonen Bern und Jura. Letztlich akzeptierte die Berner Regierung den Vorschlag
von Moutier, dass ein allfälliges Ja bei einer Abstimmung nicht einfach eine konsultative
Absichtserklärung, sondern ein Bekenntnis für eine Fusion darstelle. Dies bedingte
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allerdings, dass vor einer Abstimmung die Modalitäten in einem Staatsvertrag
ausgehandelt werden müssen. Eine kommunale Abstimmung kann so frühestens Ende
2016 stattfinden.
Die Gemeinde Moutier deponierte ihr Gesuch für eine solche kommunale Abstimmung
Mitte April 2014 beim Berner Regierungsrat. Bei der Abstimmung 2013 hatte sich die
Bevölkerung von Moutier knapp, mit 55%, für einen Prozess ausgesprochen, mit dem
eine mögliche Fusion geplant werden sollte, nicht aber für eine definitive Fusion.
Darüber hinaus hatte sich Moutier bereits 1998 in einer Konsultativabstimmung knapp
gegen eine Fusion mit dem Kanton Jura ausgesprochen. Der Ausgang einer möglichen
Abstimmung blieb also offen. Anfang September wurde bekannt, dass auch die
Gemeinden Belprahon und Grandval einen Antrag auf eine kommunale Abstimmung
gestellt hatten. Im Fall von Grandval hatte im November 2013 noch eine Mehrheit der
Stimmenden für den Verbleib im Kanton Bern gestimmt. Beide Kleinstgemeinden
machten deutlich, dass sie erst über eine mögliche Fusion mit dem Kanton Jura
abstimmen wollten, wenn klar sei, wie Moutier entscheide. Dagegen regte sich
allerdings rasch Widerstand von Pro-Berner-Seite: Eine Abstimmungskaskade müsse
verhindert werden. Befürchtet wurde ein eigentlicher Dominoeffekt nach einem
allfälligen Ja von Moutier. Deshalb müssten alle kommunalen Abstimmungen gleichzeitig
stattfinden. Die Entscheidung darüber war 2014 noch offen.
Dass die Jurafrage auch mit der deutlichen Abstimmung von 2013 noch nicht vom Tisch
ist, wurde auch in kleinen politischen Scharmützeln sichtbar. So wies etwa der
scheidende, langjährige PSA-Grossrat Jean-Pierre Aellen darauf hin, dass der Dialog für
eine Vereinigung immer weiter gehen müsse, was bei einigen SVP-Grossräten auf
grossen Widerwillen stiess. Aber auch die Berner SVP, die sich zu den Siegerinnen der
Jura-Abstimmung zählte, hielt die Jurafrage weiterhin am Köcheln. Insbesondere ihr
aus dem Berner Jura stammende Regierungsratskandidat und Grossrat Manfred Bühler
(BE, svp) versuchte aus der klaren Ablehnung, welche die französischsprechenden
Berner einem Fusionsprozess mit dem Kanton Jura entgegenbrachten, Profit zu
schlagen. So wollte er etwa von der Berner Regierung in einer Interpellation wissen, wie
viel die Lösung des Konflikts den Kanton Bern bisher gekostet habe. Der Urnengang und
die Finanzierung der Interjurassischen Versammlung, der tripartiten Organisation, die
ab 1994 für den Prozess hin zur Abstimmung 2013 verantwortlich war und die per Ende
2015 aufgelöst wird, wurden insgesamt auf rund CHF 3.7 Mio. veranschlagt. Während
die Regierung dieses Geld als gute Investition für eine befriedete Zukunft bezeichnete,
hegte Bühler Zweifel. Insbesondere der Zusatz in der jurassischen Verfassung, der nach
wie vor die Möglichkeit einer künftigen Fusion vorsah, war ihm ein Dorn im Auge. Die
jurassische Regierung beschloss Anfang Juni, diesen Passus zu streichen und die
bisherige Zusammenarbeit mit dem Berner Jura zu überdenken. Die Bemühungen
Bühlers fruchteten jedoch auch hinsichtlich seiner Regierungskandidatur letztlich
nicht. Er erhielt zwar bei den Regierungswahlen im ganzen Kanton mehr Stimmen als
Philippe Perrenoud (BE, sp), konnte aber im Berner Jura zu wenig stark überzeugen.
Dort holte der amtierende Perrenoud entscheidend mehr Stimmen. Die anschliessende
Diskussion um den Jurasitz, der demjenigen Kandidierenden aus dem Berner Jura
zufällt, der das grösste geometrische Mittel aus Stimmenzahl aus dem ganzen Kanton
und aus dem bernjurassischen Wahlbezirk erhält, hielt in der Folge nicht lange an. Die
SVP, die diese Regel Ende der 1980er Jahre mit eingeführt hatte, wehrte sich trotz
Niederlage nicht dagegen. Es sei nicht der richtige Moment, darüber zu diskutieren, so
SVP-Fraktionschef Peter Brand (BE, svp). Man wolle nicht als schlechter Verlierer
dastehen, obwohl man sich gut vorstellen könne, die für den Wähler zu komplizierte
Formel in Zukunft einmal abzuändern, so Anne-Caroline Graber (BE, svp). Mitte
September heizten auch die Autonomisten aus dem Kanton Jura die Stimmung ein
wenig an, indem sie ihre Solidarität mit Moutier bekundeten. Mit ihrer Liebeserklärung
kreierten die Autonomisten quasi eine neue, kleine Jurafrage. 40

Anfang Februar einigten sich Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinde Moutier und
der Kantone Bern und Jura auf eine Road-Map bezüglich der noch ausstehenden
Abstimmung der Bürgerinnen und Bürger des nordbernischen Städtchens über einen
möglichen Kantonswechsel. Wie dies beim langjährigen Prozess um die sogenannte
Jurafrage vorgesehen war, soll die Abstimmungskaskade mit der kommunalen
Entscheidung abgeschlossen werden. Moutier war die einzige Gemeinde, die in der
Abstimmung vom November 2013 mit 55% Ja-Stimmenanteil einen Fusionsprozess mit
dem Kanton Jura befürwortet hatte. Für diesen Fall war eine Entscheidung auf
Gemeindeebene vorgesehen worden. Die Autoritäten einigten sich, dass die Regierung
des Kantons Bern eine Gesetzesvorlage ausarbeite, auf deren Basis eine
Gemeindeabstimmung durchgeführt und von den lokalen Behörden organisiert werden
soll. Als erstes Datum für eine kommunale Entscheidung wurde Frühjahr 2017 angepeilt.
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Auch die Abstimmungsfrage wurde in der Road-Map definiert: "Voulez-vous que la
commune de Moutier rejoigne la République et Canton du Jura?" Nach dieser
kommunalen Abstimmung sollte die Jurafrage als "definitiv geregelt" betrachtet
werden. Im Falle eines Ja müssten die beiden Kantone Bern und Jura ein
interkantonales Konkordat aushandeln, das der Zustimmung der kantonalen
Bevölkerungen bedarf. Ein Kantonswechsel müsste dann auch noch vom nationalen
Parlament abgesegnet werden. Gleichzeitig einigten sich die drei Verhandlungspartner
darauf, ein neutrales Gutachten zu den Auswirkungen eines Wechsels von Moutier zum
Kanton Jura bzw. eines Verbleibs des Städtchens im Kanton Bern in Auftrag zu geben. In
einem Abstimmungsbüchlein sollen zudem sowohl der Kanton Bern als auch der Kanton
Jura Platz erhalten, um für sich zu werben.

Umstritten war die Frage, ob die beiden Gemeinden Belprahon und Grandval, die bis zu
diesem Zeitpunkt ebenfalls den Wunsch für eine kommunale Abstimmung geäussert
hatten – in Belprahon hatte die Abstimmung 2013 mit einem Patt geendet – gleichzeitig
wie Moutier abstimmen sollten oder nicht. Beide Gemeinden liegen im gleichen Tal wie
Moutier – im Grand Val – und würden sich im Falle eines Kantonswechsels ihres
Nachbarstädtchens in einer Randlage des Kantons Bern wiederfinden und in diesem
Falle ebenfalls über einen möglichen Kantonswechsel abstimmen wollen. In der Road-
Map war deshalb vorgesehen, dass Belprahon und Grandval erst nach Moutier und nur
im Falle eines Ja über einen allfälligen Kantonswechsel abstimmen würden. Drei
probernische Grossräte – Manfred Bühler (BE, svp), Franics Daetwyler (BE, sp) und Dave
von Kaenel (BE, fdp) – wehrten sich mit einer Motion gegen diese Idee. Sie forderten,
dass alle drei Gemeinden zeitgleich über ihre Zukunft abzustimmen hätten. Wenn jede
Gemeinde selber bestimmen könne, wann sie eine Abstimmung über einen
Kantonswechsel durchführen wolle, käme es zu einer unerwünschten
Abstimmungskaskade, so die Begründung. 41

Mitte März legte die Berner Regierung einen ersten Entwurf für eine Gesetzesänderung
vor, die den anstehenden kommunalen Abstimmungen einzelner bernjurassischer
Gemeinden über einen möglichen Wechsel zum Kanton Jura als Grundlage dienen
sollte. In der umstrittenen Frage der Terminierung schlug der Berner Regierungsrat eine
Kompromisslösung vor. Um eine ganze Kaskade von Abstimmungen zu verhindern,
waren maximal zwei Termine für die kommunalen Urnengänge vorgesehen. Damit trug
die Regierung dem Umstand Rechnung, dass sich die Gemeinden Belprahon und
Grandval, die neben Moutier bisher eine kommunale Abstimmung verlangt hatten, wohl
nur dann zu einem möglichen Kantonswechsel äussern wollen, wenn Moutier diesen
Beschluss zuvor fassen würde. Als Bedingung sah die Regierung allerdings vor, dass der
zweite Termin innerhalb von sechs Monaten nach dem ersten Termin festgesetzt
werden soll. Der Regierungsrat begründete den Vorschlag mit der Gemeindeautonomie,
die nicht eingehalten würde, wenn man die Gemeinden zwingen würde, am gleichen Tag
abzustimmen. Dieser Gesetzesentwurf soll voraussichtlich Anfang 2016 im Parlament
beraten werden. 
Die berntreuen Grossräte um Manfred Bühler (BE, svp) zogen ihre bereits früher
eingereichte Forderung, dass die kommunalen Abstimmungen am gleichen Tag
stattfinden sollen, nach dem Bekanntwerden des regierungsrätlichen
Kompromissvorschlages allerdings nicht zurück. Man wolle den Forderungen der
Separatisten nicht einfach diskussionslos nachkommen. Die Verhandlungen über diesen
Vorstoss wurden Anfang Juni im Berner Grossrat geführt. Mit einer satten bürgerlichen
Mehrheit von 88 zu 56 Stimmen wurde die Motion Bühler überwiesen. Es wurde
argumentiert, dass nach dem deutlichen Abstimmungsresultat von 2013 schon
genügend Rücksicht auf die Minderheiten genommen worden sei. Zudem wurde die
Befürchtung laut, dass Moutier im Falle eines Ja bei einer nachgelagerten Abstimmung
Druck auf die beiden kleinen Nachbargemeinden ausüben könnte. Die mahnenden
Stimmen, den laufenden Prozess nicht zu stören, verhallten ungehört. Auch der Hinweis
von Regierungsrat Philippe Perrenoud (BE, sp), dass es keinen Grund gebe, überstürzt
etwas zu entscheiden, bevor die entsprechende, bereits vorliegende Gesetzesvorlage
beraten werde, fruchtete nicht. Mit einem Vorschlag für eine Eventualabstimmung
versuchte die kantonale EVP die Diskussion zu erweitern: Grandval und Belprahon
sollten gleichzeitig mit Moutier abstimmen, aber in einer Eventualfrage auch dazu
Stellung nehmen, ob ein Kantonswechsel auch dann bejaht würde, wenn Moutier Nein
sagen würde. 
Derweil kündigten die Verantwortlichen von Moutier an, die Abstimmung am 18. Juni
2017 durchführen zu wollen. In den Kommentarspalten wurde dies entweder als
Provokation oder als geschickter Schachzug bezeichnet – am 18. Juni 1940 hatte Charles
de Gaulle von London aus zur Résistance gegen das Naziregime aufgerufen. Moutier
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wolle seine Autonomie wahrnehmen und selber bestimmen, wann die Abstimmung
durchzuführen sei. 42

Mitte Oktober verabschiedete der Berner Regierungsrat zuhanden des Grossrates
seinen Gesetzesentwurf zur Regelung der kommunalen Abstimmungen über einen
Wechsel zum Kanton Jura. Die Vorlage enthielt zwei Varianten. Variante 1 sah vor, dass
die Gemeinden, die um eine Abstimmung ersuchten, das Plebiszit an zwei
unterschiedlichen Daten durchführten. Der Regierungsrat sprach sich für diese
Variante aus, die er bereits im Frühjahr 2015 propagiert hatte und die dem Wunsch der
involvierten Gemeinden entsprach. Variante 1 widersprach aber einer kantonalen
Motion, die im Sommer überwiesen worden war und verlangte, dass die kommunalen
Abstimmungen alle gleichzeitig durchgeführt werden sollen. Diesem Umstand trug der
Regierungsrat in Vorlage 2 Rechnung: Wenn alle Gemeinden gleichzeitig abstimmen
sollen, dann aber über unterschiedliche Fragestellungen. Die Nachbargemeinden von
Moutier sollten in diesem Fall eine Eventualfrage beantworten. 
Die Empfehlung der Regierung stiess der SVP sauer auf, fand bei den Autonomisten
hingegen viel Lob. Die vorberatende Kommission sprach sich Anfang November mit 13
zu 2 Stimmen ebenfalls für die von der Regierung präferierte zweistufige
Abstimmungsvariante aus. 43
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Bis zum 24. November 2015 hatten die bernjurassischen Gemeinden Zeit, ein Gesuch
für eine kommunale Abstimmung über den Verbleib im Kanton Bern oder einen Wechsel
zum Kanton Jura einzureichen. Nachdem sich im November 2013 ausser den
Gemeinden Moutier und Belprahon (mit einem Patt) alle Gemeinden teilweise deutlich
gegen einen Fusionsprozess ausgesprochen hatten, war die Ermöglichung kommunaler
Abstimmungen der letzte Schritt zur Lösung der sogenannten Jurafrage. Neben Moutier
und Belprahon hatte sich auch die Gemeinde Grandval um eine Abstimmung bemüht.
Allerdings wollten die beiden kleineren Nachbargemeinden des Städtchens Moutier erst
nach dem Entscheid des grossen Nachbarn abstimmen. 
Ende Juni reichte mit Crémines eine weitere Nachbargemeinde ein Gesuch ein. Eine
Petition mit 25 Unterschriften war vom Gemeinderat mit 3:2 Stimmen gutgeheissen
worden. Auch Crémines gab bekannt, nur dann abstimmen zu wollen, falls Moutier sich
für einen Kantonswechsel ausspricht. Anfang November entschied sich schliesslich
auch Sorvillier, ein Gesuch für eine kommunale Abstimmung zu stellen. Auch hier wollte
man zeitlich nach der Entscheidung in Moutier abstimmen können. In der Zwischenzeit
hatte der Berner Regierungsrat den Gesetzesvorschlag mit zwei Varianten vorgelegt,
wobei eine Variante die gestaffelte Abstimmung vorsah. 
Gegen eine Abstimmung entschieden sich Mitte November die Gemeinderegierungen
von Eschert und Court, den beiden südlichen Nachbarn von Moutier. So blieb es am 25.
November bei den fünf Gemeinden Moutier, Belprahon, Grandval, Crémines und
Sorvillier, die bei der Abstimmung von 2013 mit die höchsten Ja-Stimmenanteile
aufgewiesen hatten: Moutier hatte als einzige Gemeinde eine Ja-Mehrheit (55.4%) und
Belprahon ein Patt (50%) aufgewiesen. Sorvillier folgte damals mit 45.9% auf dem
dritten Rang gefolgt von Monible (44%), Pontenet (43.4%) und Perefitte (41.2%). Auch in
Grandval (37.1%) und Crémines (35.0%) hatte sich damals mehr als ein Drittel der
Bevölkerung für einen Fusionsprozess ausgesprochen. Die einzige Gemeinde im Berner
Jura, in der der Ja-Stimmenanteil bei der Abstimmung von 2013 mit 35.8% ebenfalls
über einem Drittel gelegen hatte, war Court. 44
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Die Kampagne für einen Kantonswechsel von Moutier begann bereits 2015, also rund
zwei Jahre vor dem geplanten Abstimmungstermin. Bereits Anfang September 2015
hatte ein Komitee "Moutier, ville jurassienne" mit der Kampagne für einen
Kantonswechsel begonnen. Rund 150 Personen begannen in ihren jeweiligen Quartieren
Nachbarn zu besuchen, um den Puls zu fühlen. Im Kanton Jura wurde am "Fête du
peuple jurassien" eine Petition lanciert, die die jurassische Regierung auffordert, alles
zu tun, um Moutier zu zeigen, dass das Städtchen im Nordkanton willkommen sei. Alle
Parteien mit Ausnahme der SVP und der FDP unterstützten das Sammeln der
Unterschriften. Das traditionelle Fest im Kanton Jura stand ganz im Zeichen von
Moutier. 
Um dem Ja von Moutier am 24. November 2013 zu gedenken und dem Städtchen zu
zeigen, wie stark das Herz des Kantons Jura für Moutier schlage, wurden am 24.
November 2015 auf allen Jurassischen Gemeindehäusern die Flagge von Moutier
gehisst. Die Petition "Bienvenue à Moutier" wurde am 17. Dezember 2015 mit 7474
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Unterschriften der Kantonskanzlei überwiesen. 45

Ende Januar 2016 folgte der Grosse Rat des Kantons Bern dem Antrag seiner Regierung
und beschloss ein zweiteiliges Abstimmungsprozedere. Wie sich dies auch die kleinen,
eng mit Moutier verknüpften Gemeinden Grandval, Belprahon, Sorvillier und Crémines
gewünscht hatten, soll zuerst Moutier darüber abstimmen, ob die Gemeinde im Kanton
Bern bleiben oder zum Kanton Jura wechseln will. Erst in einem zweiten Schritt und im
Wissen über den Abstimmungsausgang im Nachbarstädtchen, soll anschliessend die
Bevölkerung der vier wesentlich kleineren Gemeinden abstimmen. Im Falle eines Neins
von Moutier dürften drei der vier umliegenden Gemeinden wohl ganz auf eine
Abstimmung verzichten – nur Sorvillier hat sich für diesen Fall noch nicht festgelegt.
Neben der Regierung hatten sich auch die vorberatende Kommission und die
Deputation der französischsprachigen Grossräte für diese Lösung ausgesprochen. Die
SVP wehrte sich vergeblich, indem sie daran erinnerte, dass das Berner Parlament im
Juni 2015 eine Motion überwiesen habe, die Abstimmungen an nur einem Termin
gefordert hatte. Zahlreiche Grossräte, die noch im Juni zu den Befürwortern jener
Motion gehört hatten, begründeten ihren Meinungswechsel mit dem beschlossenen
Zusatz, dass die beiden Abstimmungstermine maximal drei Monate auseinander liegen
dürfen. Damit werde der befürchtete Abstimmungstourismus verhindert, also die
Möglichkeit, dass jemand in eine Gemeinde umziehe, nur um dort erneut abstimmen zu
können. Das Stimmrecht ist nämlich an eine Mindestwohndauer von eben drei Monaten
geknüpft. Bei der Schlussabstimmung fanden sich 108 Stimmen für und 42 Stimmen
gegen dieses zweiteilige Verfahren. Die SVP hatte auch vergeblich dagegen protestiert,
dass der Kanton Jura im Abstimmungsbüchlein bei den kommunalen Abstimmungen
seine Position vertreten darf. Der chancenlose Antrag wurde zurückgezogen. Moutier
entschied sich Ende Februar definitiv für den 18. Juni 2017 als Abstimmungsdatum. 46
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Afin d'aider les habitants de la commune de Moutier à décider de leur appartenance
cantonale, deux expertises mandatées par les cantons de Berne et du Jura, ainsi que
par la ville de Moutier, ont été rendues publiques. Elles ont pour but de présenter aux
habitants de Moutier l'impact supposé qu'aurait un changement de canton. L'une
concerne les prestations fournies par les deux cantons et répond à 18 questions
sélectionnées par les trois mandataires (promotion économique, taux d'imposition,
aide sociale, culture, etc), tandis que l'autre s'intéresse à l'avenir du site hospitalier de
Moutier – un point qui est source de tensions entre les deux camps. L'une des
conclusions du premier rapport est que les Prévôtois – tels que sont appelés les
habitants de Moutier – paieraient légèrement moins d'impôts s'ils décidaient
d'appartenir au canton du Jura. Par contre, Moutier – et l'ensemble du Jura bernois –
profite sous certains aspects du statut spécial conféré à cette région au sein du canton
de Berne, par exemple en ce qui concerne les subventions culturelles.
Les scénarios concernant l'hôpital sont nombreux et dépendent de la bonne volonté
politique, ainsi que de la bonne collaboration entre les deux cantons. En cas de non-
entente, l'établissement hospitalier risquerait une éventuelle fermeture par les
autorités bernoises. 
Dans l'ensemble, ces deux études semblent suggérer que Moutier aurait avantage à
passer du côté jurassien. Le canton de Berne a, par ailleurs, refusé de présenter tels
quels les résultats de ces rapports, préférant sa propre version. Le canton du Jura en
sortirait également financièrement gagnant au vue de la péréquation intercantonale qui
lui octroierait 26 millions; le canton de Berne, quant à lui, perdrait 29 millions si
Moutier décidait de changer de canton. Les Prévôtois représenteraient également près
de 10% de la population au sein du canton du Jura, significativement plus que leur
poids démographique actuel dans le canton de Berne. Malgré tout - comme le note un
analyse du journal "Le Temps" - cette votation, au delà des chiffres et des faits, sera
plus une affaire de cœur. 47
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A l'approche du vote sur l'appartenance cantonale de Moutier, les opérations de
séduction se succèdent de la part des cantons de Berne et du Jura. Ainsi, en octobre
2016, huit mois avant le scrutin, l'entier du gouvernement du canton de Berne a
effectué une visite dans la cité prévôtoise afin de "tâter le pouls", selon les dires de la
présidente du gouvernement bernois Beatrice Simon, et rappeler à la population que le
gouvernement "[tient] à Moutier". Le maire autonomiste de la ville, Marcel Winistoerfer,
en a profité pour évoquer sa position favorable au rattachement au Jura. Le Conseil
communal de la ville – à majorité autonomiste – a, par ailleurs, confirmé ses propos
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après avoir analysé les deux expertises externes commandées par Moutier et les deux
cantons, semblant indiquer que la cité prévôtoise avait avantage à changer de canton.
En décembre 2016, ce sont les autorités jurassiennes – par la voix de Charles Juillard –
qui présentaient leur plan de bataille aux médias. Ce dernier prévoit ainsi la
délocalisation de 170 emplois à plein temps dans l'administration, des emplois jusqu'à
présent implantés dans d'autres lieux du canton et qui atterriraient à Moutier. Ainsi y
seraient, entre autre, transférés le Service des contributions, le Service de
l'informatique, le Contrôle des finances, le Tribunal des mineurs et l'Office des sports.
Les personnes travaillant actuellement dans l'administration bernoise garderaient une
place dans l'administration jurassienne, ainsi que leur salaire. En ce qui concerne les
démarches administratives liées au changement de canton, elles seraient simplifiées et
gratuites pour les Prévôtois. Toutes ces mesures sont présentées dans le message
électoral rédigé par le gouvernement jurassien. 
Quelques mois plus tard, en mars 2017, le gouvernement bernois a répondu à des
questions posées par les autorités de la ville de Moutier concernant l'environnement et
l'éducation et en a également profité pour faire remarquer que l'actuelle école à
journée continue, fréquentée par 170 enfants est subventionnée à plus d'un million de
francs par an et qu'un tel système n'existe pas dans le canton du Jura. Concernant
l'aménagement du territoire, les autorités bernoises ont insisté sur le fait que Moutier
fait partie d'un centre régional d'importance cantonale.
A la fin du même mois, trois des ministres cantonaux bernois – Bernhard Pulver,
Christoph Neuhaus et Pierre Alain Schnegg – ont présenté aux médias le message
officiel utilisé pour le scrutin. En plus des points cités en amont, ils ont rappelé
l'importance de Moutier et de toute la partie francophone bernoise pour la cohésion
interculturelle entre Romandie et Suisse-Allemanique, ainsi que pour le canton de
Berne, qui ne serait plus le même sans Moutier. Y furent également mentionnés
l'enveloppe de 700'000 francs que Moutier reçoit annuellement pour ses projets et
institutions culturels, ainsi que les 2,5 millions de francs provenant de la péréquation
financière intercantonale. Le gouvernement bernois prévoit, de plus, la création d'un
parc industriel ainsi que la réfection de la route cantonale. 
Finalement, au mois de mai, le Conseil du Jura-bernois a indiqué souhaiter que Moutier
reste bernoise, argumentant sa position en douze points, tandis que le parlement
jurassien s'est lui prononcé, par 58 voix pour et une abstention, en faveur de
l'intégration de la ville au canton du Jura. 
Le mot de la fin reste dans les mains de la population prévôtoise, qui devra choisir
entre le célèbre "Un tiens vaut mieux que deux tu l'auras" des partisans bernois
promulguant le statu-quo et le slogan brandi par les autonomistes "Pour que demain ne
se limite pas à aujourd'hui". 48

Après une longue et intense campagne, Moutier dit oui au Jura. La campagne a été
ponctuée par plusieurs points de friction, dont ceux concernant l'avenir de l'Hôpital
prévôtois et les prises de position de son Conseil d'administration, les avantages et
désavantages d'un changement cantonal sur plusieurs aspects (fiscaux, culturels,
économiques, politiques, etc.), les opérations de séduction de la part des autorités des
deux cantons ainsi que les affiches – issues de l'UDC du Jura bernois opposé à un
changement cantonal – représentant un canton du Jura peuplé de rats ou de petites
souris, selon l'interprétation qu'en ont fait les deux camps. De par son importance
historique, le scrutin a bénéficié d'une surveillance accrue, afin d'éviter tout recours.
Malgré tout, le déroulement de la campagne et du scrutin ne souffre d'aucune
comparaison avec les plébiscites des années 70, ces derniers ayant été marqués par
des interdictions de rassemblement, des conflits avec la police, allant jusqu'à la
perpétuation d'attentats et poussant les autorités bernoises à envoyer les grenadiers
pour contrer les manifestants autonomistes. Ce relatif pacifisme de la part des deux
camps s'explique en partie par le travail de l'Assemblée interjurassienne (AIJ), créée en
1994 et chargée de faire coopérer les adversaires à la recherche de solutions à des
problèmes concrets, tout en évitant les conflits connus lors des votations précédentes.
Dick Marty (TI, plr), le président de l'AIJ, parle de cette campagne comme d'un bel
exemple de démocratie vécue, celle-ci s'étant déroulée de manière "tout à fait digne",
pour reprendre ses propos. Cette fois, de plus, les tensions se sont majoritairement
ressenties – nouvelles technologies obligent – sur les réseaux sociaux, où les sangliers
(pro-bernois) et les béliers (autonomistes) se sont attaqués par vidéos et messages
interposés, impliquant, par là même, la jeune génération dans la campagne.

Lors du scrutin de 2013, qui touchait à l'ensemble du Jura bernois, les Prévôtois avaient
majoritairement voté pour un rattachement au Jura (55% de oui) et, depuis 1982, les
citoyens ont systématiquement élu un maire autonomiste. Le Parlement de la ville est
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également composé d'une majorité autonomiste et deux tiers du Conseil municipal est
issu de ce camp. Malgré tout, l'issue du nouveau scrutin n'était de loin pas certaine, les
antiséparatistes voulant faire parler les abstentionnistes de 2013 (77% de participation,
bien loin des 96% du 16 mars 1975). Avec une participation en nette hausse (89.7%) par
rapport à 2013, les antiséparatistes ont vraisemblablement réussi à mobiliser une partie
des leurs. En effet, à l'issue des résultats – délivrés à 17h17 après une longue attente due
à un recomptage technique – la différence entre les deux camps est passée de 389 voix
pour 2013 à 137 pour ce nouveau scrutin. Une différence qui reste toutefois en faveur
des autonomistes, qui, avec 51.72% d'avis favorables, gagnent ce scrutin historique.
2067 Prévôtois contre 1930 ont ainsi répondu oui à la question suivante: "Voulez-vous
que la commune de Moutier rejoigne la République et Canton du Jura?". Les 17
observateurs fédéraux – 10 de plus qu'initialement planifié – n'ont fait état d'aucune
irrégularité et ont validé ce résultat.
Peu après la proclamation des résultats, la présidente du gouvernement jurassien
Nathalie Barthoulot (JU, ps), a rejoint, avec le reste des ministres, l'Hôtel de ville de
Moutier pour souhaiter la bienvenue aux Prévôtois et assurer que les engagements pris
par le gouvernement, ainsi que par le Parlement, seraient tenus. Ce sont quelques 7660
habitants qui rejoindront le canton du Jura, soit une augmentation démographique de
10% pour ce dernier. En terme de surface, celui-ci gagnera 1960 hectares. 

La décision de la population prévôtoise pose de nombreuses questions, telles que celle
de la représentation du Jura bernois au sein du Conseil d'Etat et du Parlement du
canton de Berne. En effet, cette région perdant quelques 7000 de ses membres – soit
14% de la totalité de ses habitants – la question de la légitimité du statut spécial dont
elle bénéficie s'est posée. Pour rappel, douze sièges sont garantis pour les Jurassiens
de Berne au sein du parlement bernois, ainsi qu'un siège à l'exécutif cantonal. Malgré
tout, le porte-parole de ce dernier – Christian Kräuchi – a tenu à rassurer la population
concernée en affirmant que le siège de conseiller d'Etat lui étant réservé resterait
incontesté. Le seul conseiller national issu du Jura bernois, Manfred Bühler (udc, BE),
précise que cette garantie constitutionnelle est liée non pas à une langue, mais à un
territoire; la perte de 10% de la minorité linguistique francophone n'a donc pas
d'impact. Il souligne par ailleurs que le départ de Moutier doit être vu comme une
opportunité unique de renforcer la cohésion entre francophones du canton,
maintenant que les conflits entre loyalistes et autonomistes ont été en grande partie
réglés. 
La question du rôle que jouera Bienne – la première ville bilingue de Suisse – à l'avenir,
se pose également. La ville et son agglomération comptent quelques 25'000
francophones et gagneront, selon l'ancien conseiller national du Jura bernois Jean-
Pierre Graber (udc, BE), en influence dans la région après le départ de la plus grande
localité du Jura bernois. Il précise toutefois que, malgré son statut de capitale
culturelle et économique du Jura bernois, Bienne a peu de chances d'endosser le rôle
de capitale administrative de cette région, le reste des habitants du Jura bernois
voulant reprendre ce rôle des mains de Moutier. A cela, s'ajoute également la question
de l'inclusion de la population francophone de Bienne dans le statut spécial concernant
le siège du Conseil d'Etat réservé, pour l'heure, aux seuls habitants du Jura bernois (les
Biennois en étant exclus). Le député socialiste au Grand Conseil bernois Mohamed
Hamdaoui (BE, ps) a déposé une motion en ce sens au Parlement cantonal, afin d'y
inclure l'ensemble de la francophonie bernoise – spécialement maintenant que la
Question jurassienne est institutionnellement réglée – dans le but de protéger
l'ensemble de la minorité linguistique et non plus seulement réduire ce statut spécial à
un territoire. 

Finalement, la décision des Prévôtois influencera probablement également les deux
communes bernoises jouxtant Moutier – Belprahon et Sorvilier – qui voteront à leur
tour sur leur appartenance cantonale le 17 septembre 2017. Ceci mettra un terme au
processus – lancé en 2009 par l'Assemblée interjurassienne et avalisé par les deux
cantons en 2012 – qui consistait à laisser l'entier du Jura bernois voter sur son avenir
(votation de 2013), puis, dans un deuxième temps, les communes ayant voté
différemment du reste de la région. La fin de ce processus marquera également la fin
de l'AIJ. D'un point de vue institutionnel, la Question jurassienne trouvera ainsi son
terme, comme l'ont proclamé tant Dick Marty que la présidente de l'exécutif jurassien,
Nathalie Barthoulot. Mais d'un point de vue politique et émotionnel, celle-ci reste
présente parmi les plus fervents autonomistes, comme le proclame le conseiller
national Pierre-Alain Fridez ou le Groupe Bélier, qui, quelques minutes après l'annonce
du résultat, défilait dans la rue en scandant "Jura Sud, Jura libre". 

Votation du 18 juin 2017
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Participation: 89.72%
Oui: 2067 (51.72%)
Non: 1930 (48.28%)
Bulletins blancs: 45
Bulletins nuls: 16

Consignes de vote (sections du Jura bernois des partis suivants): 
- Oui: Parti socialiste autonome du Jura-Sud (PSA), divers courants autonomistes
- Non: UDC, PLR, PS, PBD, Parti évangélique, UDF, Vert'libéraux
- Liberté de vote: Les Verts 49

Douze recours ont été déposés auprès de la préfecture du Jura bernois contre le vote
de Moutier du 18 juin 2017. Quatre d'entre eux l'ont été avant le scrutin. Les trois
premiers avancent un monnayage de votes. Ce fait, s'il devait être avéré, tomberait sous
le coup du code pénal. Le préfet a, dès lors, informé le Ministère public régional du
Jura bernois-Seeland. La quatrième plainte signale des irrégularités au sein des homes
– des défunts auraient même reçu du matériel de vote. Suite au vote, une personne a
déposé trois recours. Elle dénonce des anomalies dans le vote par correspondance, les
arguments en faveur du oui et du non auraient été présentés tendancieusement et les
autorités jurassiennes auraient induit les citoyennes et citoyens de Moutier en erreur.
Un autre individu a déposé un double recours. Il met en doute le respect des règles de
la feuille de route édictée pour le déroulement du vote. De plus, il indique que la
majorité absolue devrait se calculer en fonction du nombre de citoyens ayant le droit
de vote, plutôt que sur le nombre de citoyens ayant effectivement voté. Concernant les
autres réclamations, l'OFJ a réfuté l'accusation selon laquelle des personnes auraient
élu domicile à Moutier simplement pour participer au vote. La chancellerie bernoise
contrôlant depuis quelques mois la fluctuation du registre des habitants de Moutier
signale que seulement deux nouvelles personnes y ont fraîchement élu domicilie avant
le vote. Les autres recours demandaient un contrôle des bulletins de votes, se portaient
sur des courriers envoyés aux parents d'élèves ou aux enseignants, sur un édito du
Maire de Moutier ou encore sur des déclarations d'un membre du gouvernement
jurassien.
Le groupe parlementaire PDC du Parlement jurassien a, de plus, déposé une
interpellation. Il veut savoir quelles sont les garanties dont dispose le gouvernement
jurassien pour accorder sa confiance au canton de Berne, seul à même de juger de la
validité du vote de Moutier. Du côté de la justice, bien qu'il y ait eu des constats
d'irrégularités, le Ministère public régional du Jura bernois-Seeland n'a eu aucun
élément prouvant que des bulletins de vote auraient été monnayés. Pour les huit
recours encore pendants, l'exécutif de la ville de Moutier a autorisé les membres du
législatif de la ville à y jeter un coup d'œil, comme souhaité par le Parti socialiste
autonome. 
Les gouvernements jurassiens et bernois ont décidé que les négociations de passage ne
débuteraient pas avant de connaître le sort de ces derniers. 50
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Suite au vote de Moutier, les deux villages du Jura bernois Belprahon et Sorvilier ont
également voté quant à leur appartenance cantonale. Les gouvernements cantonaux
bernois et jurassiens ont chacun rencontré leur population. Le canton du Jura leur
promet un siège au Parlement cantonal aux côtés des sept autres garantis à Moutier. Il a
de plus rassuré les citoyennes et citoyens de Sorvilier quant à leur destin s'ils se
rattachaient au canton. En effet, le village deviendrait une petite enclave jurassienne en
terre bernoise. Lors du vote du 24 novembre 2013, le résultat de Belprahon était de 110
voix contre 110. A Sorvilier, le non primait avec 86 voix contre 73 voix. Afin de s'assurer
de votes irréprochables, plusieurs mesures ont été mises en place et trois observateurs
de la Confédération étaient présents pour suivre le vote et les opérations de
dépouillement. Peu avant le vote, six citoyens anti-séparatistes ont déposé un recours,
le message de vote serait „incomplet et contraire à la vérité, à l'objectivité et à la
proportionnalité”. Les autonomistes de Belprahon ont annoncé le dépôt d'un recours.
Selon eux, la population ne peut se prononcer en connaissance de cause, puisque de
nombreux recours relatif au vote communaliste de Moutier sont encore pendants.
Ainsi, ils ne sauraient pas si la commune de Moutier change de canton ou non.
Les résultats pour Belprahon sont tombés en premier. Par 121 non contre 114 oui
(participation 98%), la commune reste bernoise. Un lourd silence, accompagné de
pleurs des partisans du canton du Jura, a suivi l'annonce du résultat. Il est probable,
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que le projet de fusion avec la commune de Valbirse ait pu influencer le choix. Une
heure plus tard, Sorvilier affichait la même décision, avec 121 non contre 62 oui
(participation 89%). Plusieurs acclamations et un concert de klaxons ont retenti aux
abords du restaurant du village où se réunissait le camp pro-bernois. Les responsables
du Mouvement autonomiste jurassien ont affirmé que „Sorvilier reste en prison. Ainsi
en ont décidé les ennemis du Jura”. Certifié par l'OFJ, le vote s'est déroulé
correctement. La plainte du côté de Sorvilier a été retirée, alors que deux personnes
ont effectivement déposé un recours à Belprahon demandant l'annulation du vote et sa
répétition. Les autorités jurassiennes vont donc s'activer pour le transfert de Moutier. 51

La préfecture du Jura bernois a annulé le vote du 18 juin 2017, six des sept recours
encore pendants – déposés suite au vote sur l'appartenance cantonale – ont été
validés. La préfète accuse la commune municipale de Moutier, et en particulier le maire
Marcel Winistoerfer (BE, pdc), de «propagande non admissible». Lors de la campagne
précédant le scrutin, ils n'auraient pas respecté les principes de proportionnalité,
d'objectivité et de transparence. Additionné à des problèmes de tourisme électoral, de
domiciliations fictives et dans l'organisation de scrutin, le résultat du vote aurait pu
être différent d'après la préfète. Le gouvernement bernois a salué la décision, tout en
appelant au calme. Du côté jurassien, la réaction était plus vive. Dans son communiqué,
l'autorité exécutive cantonale exprime son étonnement en raison de la grande
surveillance du scrutin. Il met en doute l'impartialité de la décision et ne croit pas que
les différentes irrégularités aient pu modifier l'issue du vote. Quelques jours plus tard,
plus de 5'000 personnes se sont rassemblées à Moutier pour protester contre cette
décision. L'exécutif prévôtois a décidé de faire recours contre la décision auprès du
Tribunal administratif du canton de Berne. Les autonomistes et les anti-séparatistes
pourraient aller jusqu'au Tribunal fédéral. 52
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Le Tribunal administratif du canton de Berne confirme l'annulation du vote du 18 juin
2017. Les recours ont partiellement été admis et la décision contestée de la préfète a
été en partie annulée. Selon l'instance judiciaire cantonale, la préfète aurait à tort
«reproché à la commune de Moutier une absence de contrôle systématique des ayants
droit au vote» et elle n'aurait pas dû entrer en matière sur le courrier du maire de la
commune de Moutier adressé aux enseignants prévôtois. Pour le reste des recours –
portant sur la lettre adressée aux parents concernés par l'école à journée continue, sur
l'éditorial du maire de Moutier dans le journal local, sur le refus de la commune de
fournir la liste électorale à la Chancellerie d'Etat du canton de Berne et à l'Office
fédéral de la justice (OFJ), sur le container de la Sociét'halle et l'ouverture prolongée de
l'urne de l'Hôtel de Ville – il admet que les irrégularités constatées ont exercé une
influence sur le résultat du scrutin.
Le camp autonomiste n'a pas caché sa déception et sa colère après avoir reçu le
verdict. Pierre-André Comte, secrétaire général du mouvement autonomiste jurassien,
a même appelé à la «révolte». Pour une partie des militants séparatistes, la justice
bernoise n'était pas «indépendante». Dans l'autre camp, le comité Moutier-Prévôté
clamait la démission des autorités autonomistes de la commune de Moutier. Le
vendredi suivant, 5'000 personnes en faveur du rattachement au canton du Jura ont à
nouveau défilé dans les rues de Moutier, vêtues de noir. 

Les juges de Mon-Repos ne seront toutefois pas sollicités. Les sympathisants
autonomistes consultés avaient choisi, par 399 voix contre 18 et 3 blancs, de ne pas
recourir au Tribunal fédéral contre la décision de l'instance judiciaire bernoise. La
municipalité de Moutier a annoncé la date du 21 juin 2020 pour la nouvelle votation.
Pour le gouvernement bernois, c'est la Tripartite qui doit régler le processus. Le canton
exige l'abrogation des articles 138 (modifications territoriales) et 139 (processus pour un
nouveau canton du Jura) de la constitution cantonale jurassienne avant la conclusion
d'un éventuel concordat, pour qu'il n'y ait, à l'avenir, pas d'autres communes du Jura
bernois qui rejoigne le canton du Jura. L'exécutif jurassien veut, quant à lui, d'abord
régler la situation de Moutier. 53
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La Conférence tripartite a discuté des modalités de la future votation à Moutier. Le
dispositif de surveillance instauré en 2017 sera renforcé et des mesures visant à assurer
la transparence du registre électoral de la ville de Moutier seront examinées et
finalisées. Les modalités du vote par correspondance pourraient être révisées. Le
gouvernement jurassien a suggéré la création d'un comité d'accompagnement, afin
d'épauler la communication des autorités communales et cantonales lors de la
campagne de votation. En parallèle, le Ministère public du Jura bernois a ouvert seize
instructions afin d'établir si des électeurs ont voté le 18 juin 2017 sans être domiciliés
dans la cité prévôtoise. 54
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